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Bewaffnete Drohnen für die Bundeswehr?
Die Zivilgesellschaft muss sich entschieden einmischen 

S
eit mehreren Jahren beschäf-
tigt sich die deutsche IPPNW 
mit militärischen Drohnen und 
ihrer Bewaffnung. Aus der Ge-

sundheitsperspektive lehnen wir jeden 
militärischen Aufrüstungsschritt ab. Was 
ist darüber hinaus das besonders Be-
unruhigende an der Bewaffnung militä-
rischer Drohnen? Neben Kriegsgefahr, 
Vernachlässigung ziviler Lösungspoten-
tiale, Ressourcenverschwendung und 
Umweltschäden bringen die bewaffneten 
Drohnen spezifische Probleme mit sich. 
Sie sind ein weiterer Schritt in Richtung 
einer permanenten Kriegführung ohne 
Kriegserklärung und mit vorgeschobenen 
oder nicht völkerrechtskonformen Grün-
den. Zum Beispiel liefert für Frankreich 
(und in der Folge für Deutschland) ein 
Terroranschlag die Begründung für einen 
jahrelangen Krieg in anderen Staaten. Es 
fällt schwer zu glauben, dass deutsche 
Politiker*innen selbst an alles glauben, 
was sie in die Begründungen für deut-
sche Auslandseinsätze hinein formulieren. 

Die Schwelle für solche Einsätze wird durch 
bewaffnete Drohnen, die das Risiko für die 
eigenen Drohnenpilot*innen ausschließen 
und das Risiko für die Bodentruppen an-

geblich deutlich vermindern, sinken. In 
anderen Staaten wurde die Entscheidung 
für außergerichtliche Tötungen erleichtert 
und die Grenzen zwischen Strafverfol-
gung, Krieg und willkürlicher Beseitigung 
von Gegner*innen verschwimmen. 

Drohnen sind zudem wichtig im Prozess 
der Digitalisierung des Krieges. Immer 
mehr Abläufe werden automatisch vollzo-
gen und das Schreckgespenst der auto-
nomen Waffensysteme rückt näher. Elek-
tronische Kampfführung, Cyberkrieg und 
Drohnen müssen gemeinsam betrachtet 
werden. Menschen haben im Krieg schon 
immer schreckliche Entscheidungen ge-
troffen, aber die Vorstellung, dass auto-
nome Waffen aufgrund ihrer Program-
mierung und ihrer gesammelten Daten 
Entscheidungen über Leben und Tod tref-
fen, ist noch beunruhigender. 

So viel verstehen wir inzwischen alle von 
der Digitalisierung, dass wir wissen: Auch 
diese technische Entwicklung hat wie alle 
anderen (zum Beispiel die Kernspaltung) 
ihre Risiken. Algorithmen sind manipula-
tionsanfällig und sie lenken Entscheidun-
gen in bestimmte Richtungen, das kennen 
wir von den Algorithmen von Facebook 

und Google. Algorithmen können dazu 
führen, dass Abläufe außer Kontrolle ge-
raten, das kennen wir von den Börsen. 

Durch die Zurverfügungstellung des 
Luftwaffenstützpunkts Ramstein bie-
tet Deutschland eine direkte Unterstüt-
zungsleistung für die Drohneneinsätze 
der USA und im Rahmen der Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus werden 
wichtige Daten an die USA und andere 
Staaten weitergegeben, die in die Daten-
systeme einfließen. Diese Daten werden 
auch für Drohnenangriffe genutzt.

Die meisten Drohnenangriffe sind allein 
schon aus dem Grund rechtswidrig, dass 
die Drohnen auf und über fremden Staats-
gebieten eingesetzt werden. Hierin liegt 
eine Verletzung des Gewaltverbots, eines 
Kernpfeilers des Völkerrechts, und insbe-
sondere der Unverletzlichkeit staatlichen 
Territoriums. Anerkannte Ausnahmefälle 
bestünden nur bei Einwilligung der betrof-
fenen Staaten, einer Resolution des UN-
Sicherheitsrats oder im Fall der Selbstver-
teidigung gegen den Angriff eines anderen 
Staates oder eines nicht anders abzuweh-
renden Angriffs.

FRIEDEN

Die Ausstattung der Bundeswehr mit bewaffneten Drohnen ist in Vorbereitung. Mitten in der 
Corona-Pandemie hat das Verteidigungsministerium die lang angekündigte Debatte über ethische, 
völkerrechtlich und verfassungsrechtliche Fragen zu diesem Thema begonnen. In den kommen-
den Wochen soll im Verteidigungsausschuss ein Grundlagenpapier beraten werden, das 
wesentliche Weichen für die Bewaffnung der German Heron TP stellen könnte.
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 IM STRÖMENDEN REGEN: PROTEST VON FRIEDENSAKTIVISTINNEN  
 VOR DEM VERTEIDIGUNGSMINISTERIUM IN BERLIN, 11. MAI 2020

D ie Bundesregierung fördert mit ihrer 
zu weit gehenden Auslegung der UN-

Charta in Bezug auf den Einsatz in Syrien 
und Irak die internationale Gewaltspira-
le. Sie trägt so dazu bei, dass bewährte 
völkerrechtliche Standards untergraben 
werden. Sollte Deutschland einmal über 
eigene bewaffnete Drohnen verfügen, droht 
eine weitere Eskalationsstufe, falls diese 
 dann auf der völkerrechtswidrigen Grundla-
ge des Syrien- und Irakeinsatzes eingesetzt 
werden. Nur eine klare und eindeutige 
Rückbesinnung und das Bekenntnis zu 
einer engen Auslegung des völkerrecht-
lichen Gewaltverbots und des Selbstver-
teidigungsrechts können das verhindern. 

Innerhalb der militärischen Logik wird 
argumentiert, dass bewaffnete Droh-

nen die Zivilist*innen schützen, da sie 
zielgenau Kämpfer*innen treffen und Un-
beteiligte weniger gefährden würden als 
andere Waffen. Abgesehen davon, dass 
die Unterscheidung in „böse“ Kämpfer*in-
nen und „gute“ Zivilist*innen schon immer 
eine Illusion war, zeigen die Zahlen bisher, 
dass Drohnenangriffen bisher Tausende 
von Zivilist*innen zum Opfer gefallen sind 
mit einer sicherlich sehr hohen Dunkelzif-
fer, weshalb die Zielgenauigkeit bezweifelt 
werden kann.

Über die Toten hinaus sind Verletzungen, 
bleibende Behinderungen und die Zerstö- 
rung von Gesundheitsversorgungsstruktu-
ren belegt. Materielle Werte und Existenz-
grundlagen wurden vernichtet, Bildungs-
systeme beeinträchtigt. Psychische Folgen 
sind in einer Reihe von Untersuchungen 

nachgewiesen worden: Ängste, Schlafstö-
rungen, Depressionen, psychosomatische 
Beschwerden, posttraumatische Sympto-
me. Diese traten auch bei den Menschen 
auf, die nicht körperlich verletzt wurden, 
aber unter der ständigen Überwachung 
und Bedrohung aus der Luft litten.

Auch innerhalb der militärischen Logik gibt 
es neben denen, die bewaffnete Drohnen 
für die Sicherheit der Soldat*innen als es-
sentiell darstellen, andere, die überzeugt 
sind, dass ein Drohnenpilot, der außerhalb 
des Kampfgeschehens sitzt, nicht mit der 
selben Sorgfalt, Verantwortlichkeit und 
Verbundenheit zu seinen Mitkämpfer*in-
nen arbeitet und damit die schlechtere 
Alternative ist. Befürworter*innen führen 
an, dass durch lange Befehlsketten nur 
gut geprüfte Entscheidungen zum Waffen-
einsatz getroffen werden. Wie das mit dem 
flexiblen Einsatz zum Schutz angegriffener 
Bodentruppen zusammengehen soll, ist 
nicht ohne weiteres nachzuvollziehen. Die 
Drohnen sind zudem überwiegend im Ziel-
land bzw. im benachbarten Ausland sta-
tioniert. Dort müssen sie gewartet und be-
wacht werden. Es stellt sich also die Frage: 
Schützen die Drohnen die Soldat*innen 
oder müssen sich Soldat*innen in Gefahr 
begeben, um Drohnen zu schützen?

Seit Jahren wird die Ausstattung der Bun-
deswehr mit bewaffneten Drohnen vorbe-
reitet. Seit letztem Jahr läuft auf Beschluss 
des Bundestags ein Leasingvertrag mit 
Airbus bzw. Israel Aerospace Industries für 
das Waffensystem G-Heron TP, eine spe-
ziell für die Bundeswehr weiterentwickelte 

Baureihe. Mit 13 Metern Länge und 26 Me-
ter Spannweite ist sie deutlich größer als die 
zur Zeit in Afghanistan und Mali benutzte 
Heron 1. Sie hat alle technischen Voraus-
setzungen für eine Bestückung mit Rake-
ten oder „Subdrohnen“ – diese Vorausset-
zungen sind bereits mitbestellt und werden 
eingebaut. Die Schulung für die Waffenbe-
dienung ist vertraglich vereinbart und wur-
de bereits eingeleitet. Die Munition kann in-
nerhalb von zwei Monaten geliefert werden. 

Welche Möglichkeiten haben wir als Zivil-
gesellschaft, uns gegen diese Entwicklun-
gen zu engagieren? Ausgerechnet wäh-
rend der Corona-Pandemie wurde am 11. 
Mai 2020 im Verteidigungsministerium die 
lang angekündigte Debatte über ethische, 
völkerrechtliche und verfassungsrechtliche 
Fragen begonnen. Es gab Beteiligungs-
möglichkeiten über E-Mail und Twitter, wei- 
tere Veranstaltungen sollen folgen. Mögli-
cherweise wird im Juni im Verteidigungs-
ausschuss ein Grundlagenpapier erarbei- 
tet, das wesentliche Weichen stellen 
könnte. Es ist daher nötig, dass sich die 
Friedensbewegung jetzt an der Debatte 
beteiligt, zum Beispiel mit Briefen an Ab-
geordnete und mit Leser*innenbriefen. 
Mehr unter: http://drohnen.frieden-und- 
zukunft.de
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